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Olympischer Spiele (die 2008 

in Beijing stattfinden werden);

• Austausch im medizinischen und 

pharmazeutischen Bereich;

• Förderung des Tourismus;

• Förderung direkter Kontakte 

zwischen Regionen, insbesonde­

re durch Austausch auf den Ge­

bieten der Bildung, Kultur, Ge­

sundheit und des Sports.

Schließlich verständigte man sich über 

gemeinsame Grundpositionen im Be­

reich internationaler Politik. So verge­

wisserten sich beide Seiten über die 

wichtige Rolle der Vereinten Natio­

nen, insbesondere ihrer großen Ver­

antwortung im Rahmen des Ständi­

gen Ausschusses des UN-Sicherheits- 

rats, dem ein besonderes Gewicht bei 

der Sicherung des Weltfriedens zu­

falle. Der 1972 abgeschlossene ABM- 

Vertrag wurde wie bisher als „Eck­

stein“ des internationalen Sicherheits­

gefüges bewertet, jedoch wurde im 

Schlusskommunique darauf verzichtet, 

die NMD-Pläne der USA explizit als 

Gefährdung des Vertragsgefüges zu 

benennen. Besorgnis brachten die Ver­

treter beider Staaten über die Situati­

on im Mittleren Osten, im Irak und 

in Afghanistan, aber auch auf der ko­

reanischen Halbinsel zum Ausdruck. 

Schließlich wurde die Dringlichkeit ei­

ner gemeinsamen Bekämpfung von 

„Terrorismus, Separatismus und Ex­

tremismus“ wiederholt, die Russland 

und China im Rahmen der „Shanghai­

er Organisation für Zusammenarbeit“ 

(vgl. C.a., 2001/6, Ü 1) vorantreiben 

wollen.

Ein erstes Arbeitstreffen dieser im Ju­

ni 2001 aus der Taufe gehobenen Or­

ganisation fand am 13. und 14. Sep­

tember in Kasachstan statt. Anders 

als der Besuch Zhu Rongjis in Russ­

land stand sein Besuch in Kasachstan 

vollständig im Zeichen der Ereignis­

se des 11. September (vgl. den Bei­

trag „Chinas Reaktionen auf die An­

schläge vom 11. September“ in diesem 

Heft). (Xinhua, 5., 7., 11.9.01, nach 

BBC PF, 5., 7., 11.9.01; XNA, 5., 10.,

12., 13.9.01; RIA news agency, 7.9.01, 

nach BBC PF, 7.9.01; ITAR-TASS 

news agency, 8., 11.9.01, nach BBC 

PF, 8., 11.9.01; FT, 10.9.01; Ta Kung 

Pao, 14.9.01, nach FBIS, 14.9.01) -hol-

Innenpolitik

5 6. Plenartagung des XV. ZK

der KPCh

Vom 24. bis 26. September fand in 

Beijing die sechste Plenartagung des 

XV. Zentralkomitees der KPCh statt. 

Ein ausführlicher Beitrag zur Analy­

se der Agenda dieser Tagung, der vo­

raussichtlich letzten Vollversammlung 

des Zentralkomitees vor dem für den 

Herbst 2002 anberaumten XVI. Par­

teitag, befindet sich im hinteren Teil 

dieses Heftes, -hol-

6 Neuer Plan zur Armutsbe­

kämpfung 2001-2010

Nachdem ein im Jahr 1994 aufgelegtes 

siebenjähriges Programm zur Armuts­

bekämpfung im vergangenen Jahr aus­

gelaufen ist, hat der Staatsrat einen 

neuen Plan zur Armutsbekämpfung 

in den kommenden zehn Jahren auf­

gelegt. Unter dem Titel „Armutsbe­

kämpfung für Chinas Dörfer 2001- 

2010“ wurden die Kriterien für die Al­

lokation entsprechender staatlicher Fi­

nanzmittel neu formuliert und neue 

Schwerpunkte der Armutsbekämpfung 

gesetzt.

Unter dem bisherigen „8-7“-Programm 

- Hilfe für 80 Millionen Arme über sie­

ben Jahre - waren 592 Kreise, in de­

nen das durchschnittliche Einkommen 

unterhalb einer bestimmten Grenze 

lag und die damit automatisch als „ar­

me und Not leidende Kreise“ kate­

gorisiert worden waren, in den Ge­

nuss staatlicher Subventionen gekom­

men. Nach den neuen Plänen sollen, so 

weit bekannt ist, in Zukunft die Kri­

terien für die Mittelvergabe erweitert 

werden, indem etwa Faktoren wie die 

Ausstattung der lokalen Infrastruktur 

oder die kommunale Haushaltssituati­

on berücksichtigt werden. Auch behält 

sich der Staatsrat zukünftig vor eine 

Auswahl unter den Kreisen zu tref­

fen, die von den verschiedenen Pro­

vinzen für staatliche Hilfeleistungen 

vorgeschlagen werden. Der automati­

schen Mittelzuteilung soll damit ein 

Ende gesetzt werden.

Für das laufende Jahr wurden nach in­

offiziellen Angaben 24,5 Mrd. RMBY 

für die Armutsbekämpfung reserviert. 

Die neuen Pläne sehen angeblich vor, 

30% der zur Verfügung stehenden Gel­

der für Dörfer freizuhalten, die nicht 

auf der Vorschlagsliste stehen.

Den Angaben zu Folge soll die Be­

tonung in Zukunft weniger auf ei­

ner einkommensbezogenen Armutsbe­

kämpfung als auf einer nachhalti­

gen sozialen und wirtschaftlichen Ent­

wicklung armer Regionen liegen. Dies 

geht auch aus einer Rede hervor, die 

Jiang Zemin anlässlich einer zentra­

len Arbeitskonferenz zu dem Thema 

im Mai dieses Jahres verlesen hatte. 

Darin forderte er, Finanztransfers in 

die bedürftigen Gebiete mit Maßnah­

men in den Bereichen des Infrastruk­

turausbaus, der Technologieförderung, 

der Schulbildung und der Verbrei­

tung staatsbürgerlicher Grundkennt­

nisse zu verbinden. Unter dem Motto 

„Hilfe zur Selbsthilfe“ sollten die be­

troffenen Menschen angeleitet werden, 

sich selbst dauerhaft aus der Armut 

zu befreien; auch sei einem Rückfall in 

die Armut vorzubeugen. Rat solle man 

dabei nicht nur aus erfolgreichen, son­

dern auch aus gescheiterten Projek­

ten der internationalen Entwicklungs­

hilfe beziehen, da vor allem auch aus 

negativen Erfahrungen Lehren gezo­

gen werden könnten. Lokale Anstren­

gungen müssten durch eine weitsich­

tige Wirtschaftspolitik der Zentralre­

gierung ergänzt werden. Insbesondere 

seien die Nachfragestrukturen auf den 

Arbeits- und Gütermärkten im gan­

zen Land zu berücksichtigen, um ab­

schätzen zu können, wie viel ländliche 

Arbeitskraft vom Agrarsektor in den 

Industrie- bzw. Dienstleistungssektor 

gelenkt werden könne.

Experten kritisierten die dem neuen 

Programm zugrunde liegende Definiti­

on von „bedürftigen Personen“, auf de­

ren Grundlage die Zahl der Armen auf 

die unrealistische Größenordnung von 

nur noch 30 Millionen gesenkt werde. 

Problematisch sei die Definition vor 

allem, weil sie ihr Augenmerk auf ab­

gelegene ländliche Gebiete, vor allem 

in der Autonomen Region Tibet und 

anderen Grenzregionen, richte, die Ar­

mut bedürftiger Bevölkerungsschich­

ten in anderen Landesteilen dagegen 

außer Acht lasse.
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Offenbar ist die Regierung bestrebt, 

die Armutsbekämpfung möglichst 

vollständig in den Kontext der im 

März 2001 verabschiedeten Strategie 

zur Entwicklung Westchinas zu stel­

len. Dies wird auch in der genannten 

Rede Jiang Zemins deutlich, in der er 

gefordert hatte, insbesondere die Pla­

nung großer Infrastrukturprojekte im 

Rahmen dieser Strategie an den Zielen 

der Armutsbekämpfung in den ärms­

ten Regionen Westchinas auszurich­

ten. Wie der „Aufbau West“ soll auch 

die Armutsbekämpfung künftig nicht 

nur sozioökonomische, sondern auch 

politische Ziele verfolgen, nämlich die 

Förderung der Einheit unter den ver­

schiedenen ethnischen Gruppen des 

Landes sowie die Ordnung und die so­

ziale Stabilität in den Grenzregionen 

Chinas.

Einen Seitenhieb unternahm Jiang Ze- 

min schließlich an die Adresse der 

internationalen Öffentlichkeit, die die 

VR China immer wieder eklatan­

ter Menschenrechtsverletzungen be­

zichtigt. Die Erfolge, die China in 

den vergangenen zwanzig Jahren bei 

der Armutsbekämpfung erzielt habe, 

stellten, so Jiang, eine Gewährleistung 

der grundlegendsten Menschenrechte, 

nämlich des „Rechts auf Überleben“ 

und des „Rechts auf Entwicklung“, dar 

und widerlegten damit die Vorwür­

fe westlicher Anti-China-Kräfte. (Xin­

hua, 17.9.01, nach BBC PF, 17.9.01; 

SCMP, 20.9.01) -hol-

7 Strafprozesse gegen prode­

mokratische Kräfte wegen 

„Subversion“

Im September wurde ein Gewerk­

schaftsaktivist wegen „Anstiftung zur 

Subversion der Staatsmacht“ zu zehn 

Jahren Haft verurteilt. Vier weitere 

Personen wurden wegen „Subversion 

der Staatsmacht“ in Beijing unter An­

klage gestellt.

Wie zwei Menschenrechtsorganisatio­

nen berichteten, verhängte ein Ge­

richt in der Provinz Hunan erneut ei­

ne langjährige Freiheitssstrafe gegen 

Li Wangyang, nachdem dieser bereits 

im Jahr 1989 zu elf Jahren Haft verur­

teilt worden war. Li war bis 1989 Vor­

sitzender einer autonomen Arbeiter­

vereinigung in Shaoyang (Provinz Hu­

nan) gewesen, von wo aus er im Rah­

men der landesweiten Demokratiebe­

wegung im Frühjahr 1989 Arbeiter­

proteste organisiert hatte. Nach Ent­

lassung aus der Haft im Juni 2000 

soll er zuletzt in Hungerstreik getreten 

sein, um gegen die Verweigerung ei­

ner Entschädigung für die haftbeding­

te Verschlechterung seiner gesundheit­

lichen Situation zu protestieren. Da­

raufhin verurteilte ihn ein Shaoyan- 

ger Gericht nun zu zehn Jahren Haft 

wegen „Anstiftung zur Subversion der 

Staatsmacht“.

Nach Angaben des Hongkonger Infor­

mationszentrums für Menschenrechte 

und Demokratie soll das Gericht an­

geblich aus Zorn über einen Selbst­

mordanschlag eines Hunaner Bauern, 

der kurz zuvor das Leben dreier Jus­

tizbeamter in Shaoyang gefordert ha­

ben soll, das unter dieser Anklage ge­

setzlich festgeschriebene Strafmaß von 

fünf Jahren Haft Li Wangyangs will­

kürlich verdoppelt haben.

Übereinstimmend berichteten das 

Hongkonger Informationszentrum und 

die Organisation „Human Rights in 

China“ auch, dass am 26. Septem­

ber in Beijing ein Strafprozess gegen 

vier Intellektuelle begonnen hat. Der 

Journalist Xu Wei, der Computer­

fachmann Yang Zili, der Geologe Jin 

Haike und der Schriftsteller Zhang 

Honghai werden der „Subversion der 

Staatsmacht“ beschuldigt, ein Straf­

tatsbestand, der nach chinesischem 

Strafrecht mit einer Mindeststrafe 

von zehn Jahren Haft geahndet wird. 

Die vier Männer sind angeklagt, eine 

Organisation mit dem Namen „Stu­

diengesellschaft Neue Jugend“ ins Le­

ben gerufen zu haben und mit der 

„Erforschung sozialreformerischer An­

sätze“ organisatorisch aktiv geworden 

zu sein. In im Internet veröffentlich­

ten Artikeln sollen sie Ideen verbrei­

tet haben, wonach „die gegenwärtig 

in China praktizierte Demokratie eine 

Farce“ sei. Auch sollen sie dazu aufge­

rufen haben, „der Politik der Alten ein 

Ende zu setzen und ein junges China 

aufzubauen“.

Die offizielle Geschichtsschreibung 

Chinas blickt stolz auf das Erschei­

nen einer Zeitschrift mit dem Titel 

„Neue Jugend“ im Jahr 1915 zurück. 

Die von Chen Duxiu, einem der späte­

ren Stammväter der Kommunistischen 

Partei Chinas, in Shanghai gegründe­

te Zeitschrift gilt als „erstes revolutio­

näres Organ des inländischen revolu­

tionären Kampfes“ (Cihat, Ausgabe 

1999). Die Zeitschrift prägte mit ihren 

Pamphleten für ein „junges China“ die 

geistige Debatte während der Vierten- 

Mai-Bewegung und wurde im Zuge 

der formalen Etablierung der KPCh 

im Jahr 1921 in Shanghai zu deren 

Parteiorgan. Die zitierten Passagen 

aus der Anklageschrift gegen die vier 

genannten Männer legen nahe, dass 

die historische Parallele durchaus be­

wusst gezogen wurde oder zumindest 

von dem Gericht wahrgenommen wer­

den dürfte. (Hong Kong Information 

Centre for Human Rights and Democ- 

racy, 20., 21.9.01, nach BBC PF, 20., 

21.9.01; NZZ, 22.9.01) -hol-

8 Weitere Todesfälle unter Fa- 

lungong-Anhängern

Im Laufe des Monats September häuf­

ten sich Meldungen über Todesfälle 

unter Anhängern der Falungong-Be- 

wegung in China, von denen sich die 

meisten in Haft bzw. polizeilichem Ge­

wahrsam befanden.

So berichteten verschiedene Hongkon­

ger und internationale Pressemeldun­

gen von mindestens 16 Personen, in 

der Mehrzahl Frauen, die an den Fol­

gen physischer Misshandlung oder un­

ter psychischem Druck der gegen sie 

ergriffenen Repressionen zu Tode ge­

kommen sein sollen. Die Todesfälle 

sollen sich überwiegend im August 

und September ereignet haben, in der 

Zahl enthalten sind aber auch einzelne 

Fälle, die auf den April, Mai und Juli 

dieses Jahres zurückreichen, aber erst 

jetzt bekannt wurden. Die Fälle ver­

teilen sich über das gesamte Land, ge­

nannt wurden die Provinzen Heilong- 

jiang, Jilin, Liaoning, Shandong, Gan­

su, Xinjiang, Sichuan und Fujian.

Nach Angaben der Falungong-Organi- 

sation in New York ist die Zahl der To­

desopfer unter Falungong-Anhängern 

damit auf 283 (Stand 23. September) 

angestiegen. Von Seiten des Hongkon­

ger Informationszentrums für Men­

schenrechte und Demokratie in China 

konnten mindestens 156 Todesfälle be­

stätigt werden, indem entsprechende, 

meist anonyme Aussagen von lokalen 

chinesischen Sicherheitskräften einge­

holt wurden.

Die Presseberichte geben Hinweise da­

rauf, dass ein Teil der betroffenen Per­

sonen angesichts verschärfter Repres­
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sionen, sei es in Lagerhaft, polizeili­

chem Gewahrsam oder im Gefolge in­

tensiver Umerziehungskampagnen in 

ihrem eigenen Zuhause den Freitod ge­

sucht haben, wobei der Übergang zwi­

schen von außen erzwungenem und 

freiwillig gewähltem Tod in einem 

Klima anhaltender Repression frei­

lich fließend sein kann. Die Darstel­

lungen lassen keinen Schluss darüber 

zu, inwieweit die Personen unter dem 

Eindruck jüngerer Schriften Li Hong- 

zhis gehandelt haben könnten. Einige 

dieser über das Internet verbreiteten 

Schriften scheinen Falungong-Anhän­

gern allerdings nahezulegen, die gegen 

sie ergriffenen Repressions- und Um­

erziehungsmaßnahmen als eine „Prü­

fung“ („kaoyari1, „test“), ihrer Stand­

haftigkeit im Glauben an die Leh­

re Li Hongzhis zu betrachten, der 

sie sich in furchtloser Erlösungsgewiss­

heit stellen sollten (www.minghui.ca; 

www.clearwisdom.net).

Während in Festlandchina die Pro­

teste von Falungong-Anhängern auf­

grund der staatlichen Maßnahmen of­

fenbar abgeebbt sind, werden sie an­

dernorts fortgesetzt. Anfang des Mo­

nats wurden aus Macau Proteste von 

kleineren Gruppen von Falungong-An­

hängern gemeldet. Unter ihnen soll ei­

ne dreiköpfige Gruppe in einem Park 

im Stadtzentrum in einen dreitägigen 

Hungerstreik getreten sein.

Auf Taiwan haben sich Mitte Septem­

ber zwanzig Falungong-Mitglieder auf 

einen zweiwöchigen Protestmarsch um 

die Insel begeben, um auf die Ver­

folgung ihrer Glaubensgenossen auf 

dem Festland aufmerksam zu machen. 

Mehrere hundert Personen, darunter 

auch einige politische und akademi­

sche Vertreter, haben ihre Sympa­

thie mit den Protestierenden bekun­

det. Insgesamt sollen sich auf Tai­

wan rund 100.000 Personen der Fa- 

lungong-Bewegung angeschlossen ha­

ben. (AWSJ, 31.8.01; Radio Televisi­

on Hong Kong Radio 3, 2.9.01, nach 

BBC PF, 3.9.01; XNA, 6.9.01; Hong 

Kong AFP, 1., 11., 19.9.01, nach FBIS, 

L, 11., 19.9.01; Taipei Central News 

Agency, 11.9.01, nach FBIS, 11.9.01; 

NZZ, 24.9.01) -hol-

9 Langjährige Haftstrafen ge­

gen Mitglieder zweier Qi­

gong-Gruppen

In den vergangenen Wochen wurden 

mehrere teilweise längjährige Haft­

strafen gegen Mitglieder zweier Qi­

gong-Bewegungen namens Zhonggong 

(Kurzform für „Chinesische Praxis zur 

Gesundheits- und Geistesstärkung“) 

und Renti Kexue („Wissenschaft vom 

menschlichen Körper“) verhängt.

Ende August wurde Zhou Xinyang, 

ein leitendes Mitglied der Zhonggong- 

Bewegung, in der Provinz Hunan zu 

sieben Jahren Haft verurteilt. Er war 

von einem Gericht in der Provinz­

hauptstadt Changsha für schuldig be­

funden worden, die Zahlung großer 

Steuerbeträge verweigert zu haben. 

Der 46-Jährige soll als Manager ei­

ner Filiale der Zhonggong-Firmen- 

gruppe bereits im Herbst 1999 ver­

haftet worden sein, als im Zusammen­

hang der staatlichen Maßnahmen ge­

gen die Falungong-Bewegung auch an­

dere Qigong-Gruppen unter Druck ge­

rieten; unter anderem wurden landes­

weit 3.000 Einrichtungen der Zhong- 

gong-Gruppe geschlossen (vgl. C.a., 

1999/10 Ü 7, 1999/11, Ü 8; 2000/1, 

Ü 11; 2000/3, Ü 19, 2000/8, Ü 9). 

Zhou war damals wegen „Subversion 

der Staatsmacht“ angeklagt worden. 

Offenbar zur Vermeidung einer Inter­

pretation des Falles im Sinne politi­

scher Verfolgung wurde die Anklage 

aber zuletzt in den politisch „neutra­

len“ Vorwurf der Steuerverweigerung 

umgewandelt.

Zu jeweils zweieinhalb Jahren Haft 

wurde ein Paar aus der Provinz He- 

nan verurteilt, das ebenfalls bereits im 

Herbst 1999 wegen Zugehörigkeit zur 

Zhonggong-Gruppe verhaftet worden 

war. Der 46-jährige Ju De und die 36- 

jährige Ye Yaonian hatten einen offe­

nen Brief an andere Zhonggong-Mit- 

glieder in Henan verfasst, in dem sie 

die Schließung von 3.000 ordnungsge­

mäß registrierten Zhonggong-Einrich- 

tungen durch die KPCh als rechtswid­

rigen Akt bezeichnet und zum Schutz 

des Eigentums der Zhonggong-Gruppe 

aufgerufen hatten.

Insgesamt sollen seit 1999 landesweit 

rund 600 Mitglieder der Zhonggong- 

Gruppe verhaftet worden sein. Die Be­

wegung war im Jahr 1987 von Zhang 

Hongbao begründet worden. Bereits 

im Jahr 1990 soll sie laut offiziellen 

Angaben eine Anhängerschaft von 38 

Millionen Menschen verzeichnet ha­

ben. Zhang Hongbao, der in die USA 

geflohen ist, hat dort im Juni dieses 

Jahres politisches Asyl erhalten. Seit 

Juli dieses Jahres sind in China angeb­

lich alle Zhonggong-Anhänger landes­

weit behördlich aufgefordert, sich frei­

willig bei der Polizei zu melden.

Mitte September ist außerdem der 

Gründer und „Meister“ einer weiteren 

Qigong-Schule in der Provinz Jiangsu 

zu zwölf Jahren Haft verurteilt wor­

den. Der 44-jährige Shen Gang hat­

te im Jahr 1990 die Schule der so ge­

nannten „Wissenschaft vom menschli­

chen Körper“ (Renti Kexue) ins Le­

ben gerufen, die ebenfalls körperliche 

und geistige Gesunderhaltung mittels 

traditioneller chinesischer Atem- und 

Meditationstechniken versprach. Shen 

soll mindestens 5 Millionen Anhänger, 

vor allem in den Provinzen Jiangsu 

und Zhejiang, gewonnen haben. Er soll 

im Juli 2000 verhaftet und beschuldigt 

worden sein, antiwissenschaftliche Ide­

en verbreitet zu haben.

Ähnlich wie Führer der Falungong-Be­

wegung soll auch er Proteste vor Zei­

tungsverlagen organisiert haben, die 

Kritik an „Renti Kexue“ geübt hat­

ten. Das zuständige Gericht in Suzhou 

soll Shen Gang zunächst wegen Orga­

nisation eines „Kultes“ angeklagt ha­

ben, zuletzt die Anklage aber wie im 

oben genannten Fall des Zhonggong- 

Mitglieds Zhou Xinyang in einen Vor­

wurf der Wirtschaftskriminalität ver­

wandelt haben. So wurde Shen nun für 

schuldig befunden, mit dem Verkauf 

von 300.000 Video- und Audiocasset- 

ten im Jahr 1995 „illegale Geschäf­

te“ betrieben sowie zwischen 1991 und 

1993 insgesamt 900.000 RMBY an 

Steuern hinterzogen zu haben.

Alle genannten Fälle sind im Zu­

sammenhang mit dem verschärften 

staatlichen Vorgehen gegen die Fa­

lungong-Bewegung zu sehen. Das Mo­

tiv der staatlichen Seite kann einheit­

lich darin vermutet werden, das Po­

tenzial sämtlicher Qigong-Schulen zur 

Organisation gesellschaftlicher Kräfte 

nach dem Vorbild von Falungong zu 

schwächen. Dabei fällt allerdings auf, 

dass die Justizbehörden offenbar unter 

dem Druck internationaler Menschen­

rechts vor würfe davor zurückscheuen, 

den seit Oktober 1999 gesetzlich er-

http://www.minghui.ca
http://www.clearwisdom.net
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härteten Straftatsbestand der Orga­

nisation von „Kulten“ allzu inflatio­

när einzusetzen, um gegen Mitglieder 

anderer Qigong-Gruppen vorzugehen. 

(Hong Kong Information Centre for 

Human Rights and Democracy, 10.,

18., 19.9.01, nach BBC PF, 10., 18., 

19.9.01; Hong Kong AFP, 18., 19.1.01, 

nach FBIS, 18., 19.9.01) -hol-

10 Neuer Korruptionsskandal 

in der Provinz Guangdong

In der Provinz Guangdong ist ein Kor­

ruptionsskandal großen Ausmaßes be­

kannt geworden. In den Fall sollen 

mindestens 32 staatliche Funktionäre 

verwickelt gewesen sein, die Beste­

chungsgelder in Höhe von knapp 15 

Mio. RMBY angenommen haben sol­

len. Einzelheiten wurden Mitte Sep­

tember durch lokale Medien bekannt 

gemacht.

Nach offiziellen Angaben waren drei 

Funktionäre im Rang stellvertreten­

der Leiter von Provinzministerien so­

wie 29 Funktionäre auf darunter lie­

genden Verwaltungsebenen in den Fall 

involviert, der damit einen Rekord in 

der Geschichte der Provinz darstellt. 

Bei den drei höchstrangigen Personen 

handelte es sich um Zhang Sanjie, frü­

herer stellvertretender Leiter der Pro­

vinzbaukommission, Li Xianglei, stell­

vertretender Direktor der Provinzbe­

hörde für Verkehr und Transport, so­

wie Wen Faming, technischer Leiter 

in derselben Behörde. Nach bisherigen 

Ermittlungen sollen die drei Funktio­

näre jeweils 140.000 RMBY, 620.000 

RMBY bzw. 660.000 RMBY an Beste­

chungsgeldern angenommen haben.

In den Skandal sollen ferner sieben 

große Bauunternehmen sowie zahlrei­

che Subunternehmer verwickelt sein, 

darunter über dreißig Straßenbauun­

ternehmen. Innerhalb des Korrupti­

onsnetzwerks flössen in den vergange­

nen Jahren nach Ermittlungen weitere 

knapp 13 Mio. RMBY.

Die Aufklärung des jüngsten Beste­

chungsskandals, in dem angeblich ein­

hundert Fahnder drei Monate lang er­

mittelt haben, könnte das Ergebnis 

einer Antikorruptionskampagne sein, 

bei der das Augenmerk seit März 

dieses Jahres erneut auf die Provinz 

Guangdong gelegt worden ist (vgl. 

C.a., 2001/3, Ü 16). Bereits im Jahr 

1999 war in Zhanjiang im äußersten

Südwesten der Provinz ein schwerer 

Schmuggelskandal aufgedeckt worden 

(vgl. C.a., 1999/4, Ü 6). (Zhong- 

guo Xinwen She, 14.9.01, nach FBIS, 

14.9.01) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

11 Funkenplan im zehnten

Fünfjahrplan

Das Ministerium für Wissenschaft und 

Technik hat Ende September ein Pro­

gramm für die Entwicklung des ,Fun­

kenplans“ im Zeitraum des zehnten 

Fünfjahrplans herausgegeben. In dem 

Programm sind die Leitgedanken so­

wie die wichtigsten Aufgaben des 

„Funkenplans“ festgehalten, damit die 

Landwirtschaft noch besser den neuen 

Bedingungen und neuen Bedürfnissen 

angepasst werden kann. Der „Funken­

plan“ (xinghuo jihua) wurde 1985 er­

lassen mit dem Ziel, Chinas Landwirt­

schaft durch neue wissenschaftlich- 

technische Erkenntnisse und Anwen­

dungen zu modernisieren. Mit dem 

neuen Jahrhundert, so heißt es, seien 

Chinas Landwirtschaft und ländliche 

Industrie in eine neue Phase eingetre­

ten. Dem Programm zufolge geht es 

nunmehr vor allem darum, der Land­

wirtschaft bei der Entwicklung der 

Volkswirtschaft den ersten Platz zu­

kommen zu lassen. Auf der Grund­

lage der landwirtschaftlichen Ertrags­

steigerung soll eine nachhaltige, stabi­

le Entwicklung gewährleistet sein und 

sollen die bäuerlichen Einkommen ge­

steigert werden. Insbesondere weist 

das Programm darauf hin, dass un­

ter dem Aspekt des WTO-Beitritts 

Chinas die Strukturen der Landwirt­

schaft und der ländlichen Industrie an­

zupassen seien, und dazu sei es drin­

gend erforderlich, die wissenschaftlich- 

technische Innovationskraft auf dem 

Lande zu stärken. Zu diesem Zweck 

müsse eine besseres Umfeld für die 

schnelle produktive Umwandlung wis­

senschaftlich-technischer Erkenntnisse 

geschaffen werden; vor allem in Chinas 

Westgebieten sei dies vonnöten. Vor­

rangig sei die Anhebung des Ausbil­

dungsniveaus der ländlichen Arbeits­

kräfte und des Lebensstandards der 

ländlichen Bevölkerung. Dazu sei die 

schnelle Verbreitung wissenschaftlich- 

technischer Kenntnisse dringend nö­

tig.

Alle diese Aufgaben setzten eine Re­

form des Verwaltungssystems des Fun­

kenplans voraus, und zwar in der 

Form, dass die örtlichen Regierungen 

und die Gesellschaft Zusammenarbei­

ten, d.h. die jeweilige Regierung die 

Führung übernimmt und die Gesell­

schaft sich aktiv beteiligt. Als konkre­

te Ziele führt das Programm auf:

1. durch Unterstützung führender 

Funkenbetriebe die wissenschaft­

lich-technische Innovationskraft 

auf dem Lande anheben;

2. durch Verbreitung fortgeschritte­

ner anwendungsorientierter Tech­

niken die strukturelle Anpassung 

der Landwirtschaft sowie die Er­

höhung der landwirtschaftlichen 

Erträge und bäuerlichen Einkom­

men fördern;

3. durch den Aufbau eines agrar­

wissenschaftlichen und agrartech­

nischen Umfeldes neue Formen 

für das Innovationssystem in der 

Landwirtschaft schaffen;

4. durch technische Ausbildung und 

Demonstrationen das technische 

und kulturelle Niveau sowie den 

Lebensstandard der bäuerlichen 

Bevölkerung erhöhen.

Um diese Aufgaben verwirklichen zu 

können, soll schwerpunktmäßig ein In­

formationsnetz für Agrowissenschaft 

und -technik aufgebaut werden. (Vgl. 

RMRB, 29.9.01, S.4) -st-

12 Hochschulaufnahmeprüfun­

gen

Ab dem nächsten Jahr werden in al­

len Provinzen, autonomen Gebieten 

und regierungsunmittelbaren Städten 

Chinas die Hochschulaufnahmeprü­

fungen einheitlich nach dem neu­

en Schema „3+X“ abgehalten. Das 

Kürzel steht für Prüfungen in den 

drei Pflichtfächern (Chinesisch, eine 

Fremdsprache, Mathematik) plus ein 

bis zwei Wahlfächern. Zweck der neu­

en Prüfungsordnung ist die Entlas­

tung der Prüflinge (zuvor wurden die 

Prüfungen in fünf Pflichtfächern ab­

gehalten) sowie die Förderung spe­

zieller Begabungen. Die reformierte 

Prüfungsordnung wurde zuerst 1999




